


2. Bestand schätzen – Ressource schonen

Bis 2040 soll Rheinland-Pfalz klimaneutral werden. Der Bau
sektor verfügt bei der Realisierung dieses Ziels über eine enor-
me Hebelkraft, um die erforschten und entwickelten Lösungen 
in die Breite des Baualltags zu übernehmen. Die Umsetzung 
des Infrastrukturpaketes bietet jetzt die Chance, Dinge 
richtig zu machen – oder die Zukunft auf Jahrzehnte  
zu verbauen.

Rheinland-Pfalz muss die Gunst der Stunde nutzen. Nur, wenn 
ebenso klug wie zügig investiert wird, entfaltet das Investitions-
paket die Dynamik, die Land und Kommunen brauchen. Der 
Gebäudebestand verursacht noch immer rund 40 Prozent der 
Treibhausgasemissionen und mehr als die Hälfte des Abfall
aufkommens – Grund genug, den Bestand endlich als Ressource 
zu verstehen und zu nutzen.  

➔ 	Hier sehen wir folgenden Handlungsbedarf:

•	�� Leerstand als Ressource begreifen, Bestand schätzen und 
ertüchtigen – Vorrang für Sanierung und Umbau! Bau
lücken- und Flächenkataster erheben.

•	�� Innenentwicklung als Wirtschafts- und Wertschöpfungs
faktor in der Region verstehen. – Konzepte für integrierte 
Kommunalentwicklung fördern! 

•	�� Sekundäre Baustoffe erschließen – Verwendung ermög
lichen.

3. Planen – Genehmigen – Bauen

Trotz eines wirtschaftlich schwierigeren Umfeldes, ist 
die Finanzierung oft nicht mehr der erste limitierende 
Faktor bei der Umsetzung von Bauvorhaben. Planungs- 
und Genehmigungsprozesse werden als überlang 
wahrgenommen, Personalknappheit und überbürokra-
tische Verfahren lähmen die schnelle Umsetzung des 
Nötigen und führen zu Unverständnis in weiten Teilen 
der Gesellschaft.

Bürokratieabbau erfordert hohe Kompetenz, Mut und die 
Bereitschaft zur Verantwortungsübernahme auf allen Seiten. 
Verfahren, Gesetze und Verordnungen müssen auf den 
Prüfstand. Umfang und Komplexität dieser Aufgabe dürfen 
keine Ausrede sein, nicht sofort zu beginnen. Nur dann wird 
Verwaltungshandeln schneller und besser.

Nur hohe Fachkompetenz in den Behörden macht ein 
Ausschöpfen von Ermessensspielräumen und damit die 
Orientierung am Ziel von Regulierungen möglich.

 

➔ 	Hier sehen wir folgenden Handlungsbedarf:

•	�� Verschlankung von Genehmigungsverfahren

•	 Abbau von Mehrfachprüfungen.

•	� Einfache Regulierung mit Augenmaß inbesondere bei 
Ökobilanzierung, Lebenszyklusberechnung und digitalem 
Gebäuderegister.

•	�� Stärkung der öffentlichen Verwaltung durch Fachkompe-
tenz: Konsequente Besetzung freier Stellen durch Fach-
leute.

Sondervermögen Infrastruktur, allgemeiner Investitionstau, Bauwende, Wohnungs
krise, Klimaschutz – diese aktuellen Themen zeigen: Der Planungs- und Bausektor 
leistet einen erheblichen Beitrag zur Bewältigung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben 
und zur ökonomischen Stabilität des Landes. Seine Wertschöpfung findet zum aller-
größten Teil lokal und regional statt. In den kommenden Jahren stehen aus dem 
„Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität“ des Bundes und der Aufsto-
ckung aus Landesmitteln insgsamt 5,4 Mrd. Euro zur Verfügung.

In Rheinland-Pfalz gewährleisten rund 5.900 Architektinnen und Architekten und 
etwa 5.000 qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als Teil der Freien Berufe 
und der Kreativwirtschaft aufgrund hoher fachlicher Qualifikation und beruflicher 
Unabhängigkeit eine leistungsorientierte Berufsausübung. Sie sind wichtige Akteure 
auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt. Stadtplanerinnen und Landschaftsarchitek-
ten, Architektinnen und Innenarchitekten verfügen in ihren jeweiligen Fachbereichen 
über Kompetenzen vom regionalplanerischen und stadträumlichen Kontext über 
Landschaft, Freianlagen und Hochbau bis zum raumbildenden Ausbau für Bildung, 
Gesundheit und Kultur. 

Die Landespolitik ist daher aufgefordert, sich weiterhin für faire Rahmenbedingun-
gen einzusetzen, die es den planenden Berufen aller Fachrichtungen ermöglichen, 
sich auf ihre gesellschaftsrelevanten Aufgaben zu konzentrieren.

Machen wir diese fünf Prinzipien zum Gradmesser für zukunftsorientierte Landes
politik: 

1. Planung ist wertvoll

2. Bestand schätzen – Ressourcen schonen 

3. Planen – Genehmigen – Bauen

4. Wohnen bezahlbar machen

5. Strukturen zukunftsfähig gestalten

4. Wohnen bezahlbar machen

Seit vielen Jahren besteht in den Ballungsgebieten und den 
Oberzentren des Landes Wohnraumbedarf. Trotz guter 
Förderbedingungen wird dieser Bedarf nicht gedeckt. Immer 
weiter steigende Herstellungskosten, die über Mieten kaum 
noch refinanzierbar sind, verschärfen das Problem. Eigen-
tumsbildung ist für viele Menschen unmöglich.

Kommunen brauchen kurzfristig Perspektiven und langfris
tige Entwicklungskonzepte. Eine kluge Innenentwicklung, die 
neben dem Wohnraum die öffentlichen Freiräume, voraus-
schauende technische und soziale Infrastrukturprojekte so-
wie zukunftsfähige Mobilitätskonzepte bedenkt, um so Platz 
für künftiges Wohnen in einer sich wandelnden Gesellschaft 
zu schaffen, muss Basis werden.

➔ 	Hier sehen wir folgenden Handlungsbedarf:
	
•	�� Umnutzungs- und Aufstockungspotenziale konsequent 

fördern.

•	�� Gebäudetyp e als Regelstandard etablieren:
	 „normal“ ist das neue Normal 

•	�� Genossenschaftliche Modelle der Eigentumsbildung 
ermuntern.

•	�� Suffiziente Modelle forcieren. Genug muss genügen.

•	�� Langfristige, am Gemeinwohl orientierte Raumplanungs-
perspektiven entwickeln – Kommunale und regionale 
Bodenfonds fördern.

•	�� Eigentumsbildung erleichtern – Grunderwerbssteuer für 
Ersterwerb abschaffen.

 

1. Planung ist wertvoll

In den freien Büros wie in der Verwaltung erbringen die planen-
den Berufe Leistungen der Daseinsvorsorge: 
Vom Wohnungsbau über den klimaresilienten Umbau 
der Kommunen, von der Umsetzung des Infrastruktur-
paketes bis zur Realisierung der Bauwende und dem 
Einstieg in eine echte Ressourcenschonung durch Kreis-
laufwirtschaft – jeder Wirtschaftsleistung im Bau
bereich gehen Planungs- und Genehmigungsleistungen 
voran. Ohne gute Planung kein gutes Bauen!

Städte und Kommunen verdienen die beste, nicht die erstbeste 
Planungslösung. Nachhaltig gute und wirtschaftliche Lösungen 
für Schulen und Krankenhäuser, für Plätze und Straßen, für 
Wohnen und Arbeiten sind nicht billig zu haben.

Die überwiegend in kleinen und mittleren Einheiten organisier-
ten Planungsbüros, die diese Planungsleistungen erbringen sol-
len, brauchen faire Beteiligungschancen und einen offenen 
Marktzugang. Das Vergabehandeln auf allen Ebenen muss die-
se Strukturen beachten, um die Fachkompetenz vor Ort und 
flächendeckend zu stärken, die eine Bauwende schaffen, kreis-
lauffähiges Bauen etablieren und so den Gebäudebestand in den 
nächsten 25 Jahren emissionsfrei planen und umbauen soll.

Neben dem fairen Marktzugang sichern auskömmliche Hono
rare langfristig einen hervorragend qualifizierten, leistungsfä
higen Planungssektor.

➔ 	Hier sehen wir folgenden Handlungsbedarf:

•	�� Vergabe im Ideen- und Leistungs-, nicht im Preiswettbewerb 
	� Gute Planung muss qualitätsorientiert vergeben und ange-

messen honoriert werden.

•	 Losweise Vergabe zur Mittelstandsförderung beibehalten.
	� Nur dezentrale, selbständige Büros können in der Fläche 

die Anforderungen der Bauwende stemmen.

•	� Handlungsfähigkeit herstellen – Finanzausstattung der kom-
munalen Haushalte den Bedarfen anpassen.

•	� Gezielte Innovationsförderung durch öffentliche Bauherren 
	� Die öffentliche Hand muss Vorreiterin bei innovativen Tech-

niken, Baumaterialien und Standards werden.

•	� Klare Verantwortung verbessert Prozessqualität. 
	 Gutes Bauen braucht zügige und klare Entscheidungen.

Potential Aufstockung
(Quelle: Baukulturbericht 2022/23)

1–1,5 Mio. Wohneinheiten 
könnten alleine auf Wohn-
gebäuden der 1950er bis 
1980er Jahre in Deutschland 
entstehen.

3% Planungskosten entscheiden über alle folgenden Kosten
(Quelle: Baukulturbericht 2022/23)

Lebenserwartung Bauteile
(Quelle: Baukulturbericht 2022/23)

Beschäftigte im Öffentlichen Dienst
(Quelle: www.iwkoeln.de)
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